
Verkündet O O -i -iam '30. Oktober 1961 C£\\ QQP
Yioit Scheck, ^
Justizobersekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
.In dem Rechtsstreit

der U M  AG., U|
die Vorstandsmitglieder E. Z

, vertreten durch 
nd H. S f l B ,

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin . 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

gegen

die bB H B | B M ^ A G . 9 H f l H B i ,  J f l H H I B p i  ver­
treten durch die Vorstandsmitglieder i M ^ u n d B r T l ^ ^ ^ ,

Beklagte, Berufungabeklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Brj

hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 16. Oktober 1961 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundesrich­
ter Rietschel, Br. Heimann-Trosien, Erbel und Hubert Meyer

für Recht erkannt:

Bie Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des 3. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandes­
gerichts in Hamburg vom 19. Mai I960 wird zurück­
gewiesen.

Bie Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von RechtB wegen



Tatbestand:

Die v m m m  Kreditbank AG., Rechtsvorgängerin der 
Beklagten, schloß am 22. Dezember 1955 den als "Mantelab- 
tretung" bezeichneten Vertrag mit der Firma Bruno Y/J 
Zuckergroßhandel und Bierverlag, in dem es u.a. heißt:

”1) Zur Sicherstellung aller gegenwärtigen und künftigen 
Ansprüche der Bank ... aus ihrer Geschäftsverbindung 
mit der genannten Firma tritt diese der Bank die ge­
genwärtigen und zukünftigen Forderungen, die der Fir­
ma aus Verträgen Uber Y/arenlieferungen gegen ihren in 
der Anlage aufgeführten Kundenkreis zu3tehen bzw. zu­
stehen werden, ab. Die Bank nimmt diese Abtretung an.

2) Die Firma versichert, daß sie Uber die der Bank abge­
tretenen Forderungen unbeschränkt verfügungsberechtigt 
ist, daß insbesondere die Forderungen der Firma gemäß 
Anlage nicht an einen der Lieferanten der Firma auf- 
Grund dessen Lieferungsbedingungen (verlängerter oder 
erweiterter Eigentumsvorbehalt) cediert sind.

4) Die Höhe des jeweiligen Bestandes der der Bank abge­
tretenen Forderungen soll mindestens 130 des jeweils 
von der Firma in Anspruch genommenen Kredites betragen

5) Die Firma verpflichtet sich,
a) ....b) dafür zu sorgen, daß in ihren Verträgen mit den 
Kunden die Abtretbarkeit der Forderungen nicht aus­
geschlossen wird.

8) Die Firma wird von der Bank bis auf deren Widerruf 
ermächtigt, die der Bank abgetretenen Forderungen im 
eigenen Hamen einzuziehen ....

11) Soweit die Bank die ihr abgetretenen Forderungen nach 
ihrem Ermessen nicht mehr zur Sicherung benötigt, ist 
sie bereit, dieselben auf die Firma zurückzuübertragen

12) Ergänzend gelten die *'Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der Bank.1*

Nr. 19 Abs. 7 dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
lautet:
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"Die Bank ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden 
Sicherungsgegenstände nach ihrer Wahl freizugeben, 
soweit der V/ert des Sicherungsgutes die vereinbarte 
Deckungsgrenze nicht nur vorübergehend überschreitet."

In der von den Vertragsparteien Unterzeichneten Anlage 
zur Mantelabtretung vom 30. Dezember 1955 ist die Firma 
Bi chard in dem zweiten Nachtrag vom 20. April
1956 die Firma Franz J. Ho^HBHfcund in dem vierten Nach­
trag vom 30. Juli 1956 die Firma Dr. ZflHHBK,
& Sohn unter den Kunden gem. Ziff. 1 des Mantelabtretungs- 
vertrages aufgeführt.

An diese drei Firmen verkaufte die Firma W f l i B  am 
8. Oktober 1957 insgesamt 50 dz Zucker und lieferte ihn an 
die Firmen aus. Nach Behauptung der Klägerin handelt es 
sich bei diesem Zucker um Ware, welche die Firma W B H B P  
von ihr am 3. Oktober 1957 gekauft hatte. Die Klägerin be­
ruft sich darauf, daß sie den Zucker der Firma W f l M M  
unter "verlängertem Eigentums Vorbehalt" gemäß ihren Mefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen verkauft und geliefert habe. 
In diesen Lieferungsbedingungen ist. u.a. bestimmt:

i»
Die Forderungen des Käufers aus dem Weiterverkauf der 
Vorbehaltsware werden bereits jetzt an uns abgetreten, 
und zwar gleich, ob die Vorbehaltsware ohne oder nach 
Verarbeitung und ob sie an einen oder an mehrere Ab­
nehmer weit er verkauft wird. Wir nehmen diese Abtretung 
an.
Der Käufer ist zum Weiterverkauf und zur Weiterveräuße­
rung der Vorbehalteware nur mit der»Maßgabe berechtigt 
und ermächtigt, daß die Kaufpreisforderung aus dem Wei­
terverkauf auf den Verkäufer übergeht. Zu anderen Ver­
fügungen über die Vorbehalt aware ist der Käufer nicht 
berechtigt."

Am 18. Oktober 195.7 wurde der Konkurs Uber das Vermöge: 
der Firma W H B H I  eröffnet.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)
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Nach der Konkurseröffnung zahlte die Firma Dr. zflH)
>, & Co nach einer Aufrechnung einen Restbe­

trag von 724,90 DM,an den Konkursverwalter. Die Firma 
T 0 B B I  zahlte 1.984,60 DM und die Firma H o H H H V  2.059 DM 
an die Beklagte. Die Beklagte hat diese beiden Beträge im 
Einverständnis mit der Klägerin eingezogen und auf ein Son­
derkonto verbucht; die Parteien haben sich darüber geei­
nigt, daß die Frage, wem von ihnen dieses Geld zusteht, 
im Prozeßwege geklärt werden soll. Der Konkursverwalter 
beansprucht weder diese beiden Beträge noch die an ihn 
selbwSt von der Firma Dr. ZfliHlft, B V H I K I &  Co gezahl­
ten 724,90 DM für die Konkursmasse.

Die Klägerin vertritt den Standpunkt, daß die Forde­
rungen der Firma 3e&en äeren oben genannte drei
Kunden ihr nach ihren Lieferungsbedingungen wirksam abge­
treten worden seien und daß ihr deshalb die von den Kunden 
auf die Forderungen gezahlten Beträge zuständen. Die vor­
hergehende Abtretung dieser Forderungen ah die Beklagte 
durch den Mantelabtretungsvertrag vom 22. Dezember 1955 
hält die Klägerin für unwirksam. Dieser Vertrag verstoße 
gegen die guten Sitten und sei nichtig. Er enthalte eine 
Knebelung der Firma WflHHp* Ferner habe die Beklagte ge­
wußt, daß die Firma Zucker nur unter verlängertem
Eigentumsvorbehalt beziehen könne; die Beklagte habe da­
her durch den Vertrag vom 22. Dezember 1955 die Firma V/4H 

veranlaßt, ,v ihre Verpflichtungen gegenüber ihren 
Vorbehaltslieferanten zu verletzen, und sie zu Betrugs­
und Untreuehandlungen diesen gegenüber verleitet.

Die Klägerin hat beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen,
1) darin einzuwilligen, daß der bei dem Konkursver- 
■ ! = ..waiter von der Firma Dr. B(HH|^^& Co
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eingegangene Betrag in Höhe von 724,90 DM an die 
Klägerin ausgezahlt wird,

.2) an die Klägerin 3-860 DM zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie beruft sich darauf, daß die Forderungen gegen die 
Kunden zuerst an sie abgetreten worden sind und daß diese 
Abtretung den Vorrang vor der Abtretung an die Klägerin 
habe. Sie bestreitet, gewußt oder damit gerechnet zu haben, 
daß die Klägerin und andere Lieferanten Zucker nur unter 
verlängertem Eigentumsvorbehalt verkauften. Keinesfalls 
habe sie damit gerechnet oder zu rechnen brauchen, daß unter 
den ihr von der Firma W f l B  abgetretenen Forderungen ent­
gegen der von dieser abgegebenen Versicherung solche seien, 
welche unter einen verlängerten Eigentumsvorbehalt von 
Warenlieferanten fielen. Es sei auch nicht richtig, daß 
die Firma d.ux*cli den Vertrag vom 22* Dezember 1953
in ihrer wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit beschränkt 
worden sei. Die von der Firma H U B  an sie abgetretenen 
Forderungen hätten jeweils höchstens 1/3.der Gesamtaußen­
stände ausgemacht.

Land- und Oberlandesgericht haben die Klage abgewie­
sen. Das Oberlandesgericht hat die Revision zugelassen.

ln der Revisionsinstanz wiederholt die Klägerin die 
oben angeführten Klageanträge. Hilfsweise Jjegehrt sie die 
Feststellung, daß die im ersten Klageantrag genannte For­
derung der Klägerin zustehe.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe:

I.

Das Berufungsgericht legt dar, daß die "Mantelabtretung" 
vom 22. Dezember 1955 in Verbindung mit ihren Anlagen eine 
Vorausabtretung der zukünftigen Forderungen der Firma

gegen die in den Anlagen genannten Kunden aus Waren­
lieferungen enthält, daß die im voraus abgetretenen Forde­
rungen hinreichend bestimmbar gekennzeichnet sind und daß 
die drei Forderungen, um die die Parteien streiten, von 
dieser Vorausabtretung erfaßt werden.

Es geht weiter davon aus, daß bei mehrfacher Voraus­
abtretung nur die zeitlich erste wirksam ist (Prioritäts­
prinzip) und daß das grundsätzlich auch für das Verhältnis 
zwischen einer Sicherungsabtretung zugunsten einer Bank 
und einer Vorausabtretung durch verlängerten Eigentums­
vorbehalt Zugunsten eines Vorbehaltsverkäuiers gilt. Diese 
Auffassung otolrtv im Einklang mit der Rechtsprechung des 
erkennenden Senats (u.a. BGHZ 30, 149; 32, 361). Er hält 
an ihr fest. Was die Klägerin in der Revisionsinstanz ge­
gen sie eingewandt hat, überzeugt nicht.

Die Revision behauptet, die Firma W f l H ^ h a b e  ihrer­
seits ihren Kunden unter verlängertem EigentumsVorbehalt, 
der zu Gunsten der Klägerin wirke, weiterverkauft. Dadurch 
seien die Forderungen gegen die Kunden mit einer Einwendung 
im Sinne des § 404 BGB behaftet, die gegen die Beklagte 
als Zfjssionarin wirke.

Dieses Vorbringen kann aus mehreren Gründen keinen 
Erfolg haben. Erstens ist über die angebliche Vereinbarung 
zwischen der Firma W f l f e  und den Kunden nichts festge­
stellt. Zweitens ist nicht ersichtliori,was die Kunden 
gegen die Kaufpreisforderung sollten einwenden können.
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da sie auf jeden Pall Eigentum erwerben, wenn sie zahlen 
(vgl, § 455 BGB). Drittens würden nach § 404 BGB nur die 
Kunden als Schuldner geschützt; für das Hangverhältnis der 
Parteien als Zessionäre kann sich aus dieser Bestimmung 
nichts ergeben.

Das Berufungsgericht untersucht sodann, ob etwa im 
vorliegenden Palle die Vorausabtretung an die Beklagte 
wegen Verstoßes gegen die guten Sitten nichtig ist. Diese 
Präge verneint es. Es läßt sich, wie das Berufungsgericht 
ausführt, weder feststellen, daß die "Mantelabtretung" 
vom 22. Dezember 1955 ein sittenwidriger Knebelungsver­
trag sei, noch daß ein Verstoß gegen die guten Sitten des­
halb gegeben sei, weil die Beklagte sich Forderungen habe 
abtreten lassen, von denen sie gewußt habe, daß sie von 
ihrer Schuldnerin an Warenlieferanten abgetreten werden 
würden und müßten.

In beiden Punkten ist das Berufungsurteil rechtlich 
nicht zu beanstanden.

II.

Das gilt zunächst, soweit das Berufungsgericht verneint, 
daß die'Beklagte durch den Vertrag vom 22. Dezember 1955 die 
Firma Y / ^ m ^  geknebelt, d.h. ihre wirtschaftliche Bewegungs­
freiheit in sittenwidriger Weise beschränkt hat.

m

1) Das Berufungsgericht legt Gewicht auf die der Firma 
W ^ d ^ i m  Vertrage vom 22. Dezember 1955 eingeräumte Ein­
ziehungsermächtigung. Es findet darin die Einverstänsnis- 
erklärung der Beklagten, daß die Firma wfl^|^über die ein­
gesogenen Beträge frei verfügen und sie auch zur Erfüllung 
ihrer sonstigen Verpflichtungen verwenden dürfe. Hinsichtlich



ö

des in Vertrage erwähnten Widerrufs der Ermächtigung legt 
das Berufungsgericht den Vertrag dahin aus, daß die Beklag­
te nicht willkürlich widerrufen konnte, sondern nur dann, 
wenn die Firma Y/flHBPihren Vertragspflichten gegenüber 
der Beklagten nicht nachkam. Die so gestaltete Einziehungs­
ermächtigung spricht nach der Ansicht des Berufungsgerichts 
dafür, daß der Firma freie kaufmännische Ent­
schließung nicht genommen worden ist.

Diese von der Revision nicht angegriffenen Ausführungen 
lassen keinen Rechtsfehler erkennen und stehen im Einklang 
mit der Rechtsprechung des erkennenden Senats (BGHZ 26, 185, 
191 f).

2) Die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit der Firma 
^ l ^ i s t  nach Ansicht des Berufungsgerichts auch deshalb 
gewahrt worden, weil die Beklagte sich nicht alle Kunden­
forderungen der Firma W d p i a t  abtreten lassen. Das Be­
rufungsgericht stellt dazu fest, daß die abgetretenen For­
derungen jeweils nur 1/5 und weniger der Gesamtaußenstände 
ausgemacht haben.

Die Revision rügt in diesem Zusammenhang, daß das Be­
rufungsgericht es unterlassen habe, den Konkursverwalter 
als Zeugen zu vernehmen; diesen habe die Klägerin dafür be­
nannt, daß der Firma Y ? m B ) n u r  schlechte Forderungen ver­
blieben seien.

Das Berufungsgericht behandelt dieses Beweisangebot 
und hält es für unerheblich.

Nach Seite 3 des Schriftsatzes der Klägerin vom 
12. April I960 war der Konkursverwalter für die Behaup­
tung benannt, daß die Firma "der Beklagten nur die



guten Forderungen abgetreten" habe. Diese Behauptung be­
sagt noch nicht notwendig, daß der Firma nur
schlechte Forderungen verblieben seien. Das Berufungsge­
richt selbst fasst die Behauptung allerdings in diesem 
Sinne auf (S. 16 BU), und es ist deshalb nach § 3 H  ZPO 
davon auszugehen, daß sie in der mündlichen Verhandlung 
so aufgestellt worden ist.

Gleichwohl liegt kein Verfahrensverstoß darin, daß 
das Berufungsgericht den Beweis nicht erhoben hat.

Es sagt, selbst wenn die Behauptung der Klägerin 
richtig sein sollte, ändere sich dadurch das Verhältnis 
der- abgetretenen Forderungen zu dem Gesamtbestand der 
Außenstände nicht. Ferner legt es Gewicht darauf, daß 
nicht die Beklagte, sondern die Firma Y/flHIfe die abge­
tretenen Forderungen ausgewählt hat.

Schon aus diesem letzten Grunde konnte die Vernehmung 
des Zeugen unterbleiben. Zu Unrecht hält die Revision es 
für bedeutungslos, wer die Forderungen ausgewählt hat.
Ed konsjfc nicht darauf an, ob objektiv die Firma 
alle guten Forderungen an die Beklagte abgetreten und 
selbst nur schlechte behalten hat. Das allein könnte ein 
sittenwidriges Verhalten der Beklagten nicht begründen« 
Erforderlich wäre vielmehr, daß die Beklagte insoweit 
auch subjektiv in verwerflicher Gesinnung gehandelt hat. . 
Das läßt sich nicht feststellen, wenn sie keinen Einfluß 
auf die Ausv/ahl der Forderungen genommen hat und wenn 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sie gewußt oder 
auch nur damit gerechnet hat, der Firma WflHHi würden 
nur schlechte Forderungen verbleiben.
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3) PUr die Erhaltung der wirtschaftlichen Bewegungsfrei­
heit der Firma führt das Berufungsgericht in Ausle­
gung den Mantelabtretungsvertrage3 schließlich an, daß die 
Sicherung der Beklagten auf 130 $, später 150 der zu 
sichernden Ansprüche begrenzt und daß die Beklagte ver­
pflichtet war, die die Sicherungsgrenze nicht nur vorüber­
gehend überschreitenden abgetretenen Forderungen zurück­
zuübertragen.

Auch hierin liegt kein Rechtsfehler. Zwar ergibt sich 
eine Begrenzung der Sicherung nicht aus dem Wortlaut des 
Mantelabtretungsvertrages, da dieser bestimmt, die Höhe 
der abgetretenen Forderungen solle mindestens 130 i» des 
jeweils in Anspruch genommenen Kredits betragen, also keine 
Grenze nach qben setzt und zudem keine Freigabeklausel ent­
hält. Das Berufungsgericht nimmt aber ohnö Rechtsirrtum 
an, daß der Mantelabtretungsvertrag durch die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Beklagten ergänzt wird; nach 
diesen ist die Bank zur Freigabe verpflichtet, soweit der 
V/ert des Sicherungsgutes die vereinbarte Deckungsgrenze 
nicht nur vorübergehend überschreitet. Auf Grund dieser 
Bestimmung durfte das Berufungsgericht eine Freigabeklausel 
als vereinbart ansehen. Ersichtlich entnimmt es dieser Be­
stimmung auch, daß trotz des Gebrauchs des Wortes ’'mindestens1' 
im Mantelabtretungsvertrag eine Deckungsgrenze von 130 $
(nach oben) vereinbart war; denn sonst hätte es keinen Sinn, 
die angeführte Bestimmung der Allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen heranzuziehen, die von der vereinbarten Deckungsgrenze 
ausgeht und die Folge von deren Überschreiten regelt.

Das Berufungsgericht lehnt es ab, im vorliegenden Falle 
die Vereinbarung einer Sicherungsgrenze von 130 $ und auch 
von 150 $ für sich allein als einen die Nichtigkeit des 
Vertrages begründenden Verstoß gegen die guten Sitten an­
zusehen. Dem kann der Senat im Hinblick auf die übrigen
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Feststellungen des Berufungsgerichts, nach denen die wirt­
schaftliche Bewegungsfreiheit der Firma VjflHHPgewähr lei­
stet war (oben unter 1 und 2), nicht aus Rechtsgründen ent­
gegentreten.

III.

Das angefochtene Urteil ist auch insoweit rechtlich 
nicht zu beanstanden, als es eine Sittenwidrigkeit der 
zugunsten der Beklagten erklärten Vorausabtretung im Hin­
blick auf die Möglichkeit ihres Zusammenstoßens mit dem 
verlängerten Eigentumsvorbehalt der Klägerin (und anderer 
Zuckerlieferanten) verneint.

1) Y/ie der Senat in den unter I angeführten Urteilen 
ausgesprochen hat, kann die Sicherungszession zukünftiger 
Forderungen an eine Bank dann sittenwidrig und nichtig 
sein, wenn die Bank sich solche Forderungen abtreten läßt, 
die ihr Schuldner auf Grund verlängerten EigentumsVorbe­
halts an seine Warenlieferanten abtreten muß und abtritt.»<Doch genügt die bloße Möglichkeit, daß die Sicherungs­
zession mit einem verlängerten EigentumsVorbehalt in Kon­
flikt gerät, nicht zur Begründung der Sittenwidrigkeit. 
Erforderlich ist nach der subjektiven Seite, daß die Bank 
in verwerflicher Gesinnung handelt. Das wieder setzt voraus, 
daß sie sich bewußt gewesen ist oder doch wenigstens damit 
gerechnet hat, daß die ihr zedierten künftigen Forderungen 
von einem verlängerten Eigentumsvorbehalt erfaßt werden 
würden und daß ihr Schuldner durch die Zession an die Bank 
verleitet werden könne, seine Pflichten gegen seine Biefe- 
ranten zu verletzen und diese zu täuschen. . .

Daß diese Voraussetzung auf die Einstellung und das 
Handeln der Beklagten zuträfe, läßt sich nach Ansicht des 
Berufungsgerichts nicht feststellen. Nach seiner Meinung
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sprechen die Bestimmungen des Vertrages wie seine spätere 
Handhabung dafür, daß die Beklagte angenommen hat, keine 
Forderungen zu erhalten, die unter den verlängerten Eigen­
tumsvorbehalt von Lieferanten fielen. Hierfür führt das 
Berufungsgericht die Bestimmungen in Nr. 2 und 5 des 
Vertrages vom 22. Dezember 1955 an. Es verweist ferner 
darauf, daß die Beklagte die abgetretenen Forderungen und 
die Verhältnisse der Schuldnerin laufend geprüft habe, 
und zwar auch daraufhin, ob die Firma W f H B P  mit ihren 
Lieferanten EigentumsVorbehalte mit Vorausabtretung 
vereinbart habe. Bei diesen Prüfungen habe sich aus den 
Rechnungen der Lieferanten nur ergeben, daß der Zucker 
unter einfachem. Eigentumsvorbehalt geliefert worden sei; 
Vorausabtretungen der Forderungen aus Weiterverkauf seien 
nicht festgestellt worden. Nur in einem Falle, bei einer 
Prüfung am 7. Dezember 1956, sei eine Lieferung der Firma 

& Co. unter verlängertem Eigentumsvorbehalt fest- 
gestellt worden; daraufhin habe sich der Prüfer von der 
Firma W f l H ^ d i e  Zusage geben lassen, von diesem Lieferan­
ten keine Ware mehr zu beziehen.

2) Aus diesen von ihm festgestellten Umständen konnte das 
Berufungsgericht ohne Rechtsverletzung den Schluß ziehen, 
daß die Beklagte der Versicherung der Firma unter
den ihr abgetretenen und abzutretenden Forderungen befänden . 
sich keine mit einem verlängerten EigentumsVorbehalt be­
hafteten, Glauben geschenkt hat, wenigstens aber, daß ihr das 
Gegenteil nicht machzuweisen ist. Das gilt jedenfalls für 
den Zeitpunkt, in dem die Forderungen durch den Vertrag vom 
22. Dezember 1955 und die Nachträge dazu abgetreten wurden.

Auf den Zeitpunkt des Vertragsschlusses aber kommt es 
für die Frage der Sittenwidrigkeit maßgebend an (BCHZ 7,
111; BGH VIII 201/57 vom 8.7.1958 « MDR 1958, 841; BGH 
VIII ZR 43/59 vom 2.2.1960 = NJW I960, 1003).
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Beshalb oteht der Umstand, daß die Beklagte ira Palle 
der Lieferung durch die Pirma R f l H K  & Co. die Vereinbarung 
eines verlängerten Eigentumsvorbehalts festgestellt hat, 
der Beurteilung des Berufungsgerichts nicht entgegen. Bas 
hat sich erst bei der Prüfung am 7. Bezember 1956 ergeben; 
zu dieser Zeit waren die Vorausabtretungen aller im vorlie­
genden Prozeß streitigen Forderungen schon vorgenommen.

Bas Berufungsgericht bezeichnet es auch ohne Rechts­
fehler als unerheblich, daß die Prüfer der Beklagten mög­
licherweise unsorgfältig gearbeitet haben. Eine solche 
Fahrlässigkeit bedeutet noch keinen Verstoß gegen die guten 
Sitten und ergibt einen solchen schon gar nicht für die 
Zeit des VertragsSchlusses.

Bie Würdigung des Berufungsgerichts wird auch nicht 
dadurch unhaltbar, daß es, wie den AusführungennSlite 19 BU 
zu entnehmen ist, den von der Beklagten bestrittenen Vor­
trag der Klägerin, die Vereinbarung eines verlängerten Eigen­
tumsvorbehalts durch die Zuckerlieferanten sei branche­
üblich und die Beklagte habe das gewußt, als richtig unter­
stellt. Auch dann kann die Beklagte noch von der Richtigkeit 
der Versicherung der Firma ausgegangen sein, l'rotz
Brancheüblichkeit konnte sie es für möglich halten, daß es 
der Firma W ^ H M  gelingen werde, Lieferanten zu finden, 
die ohne verlängerten Eigentumsvorbehalt lieferten. Bafür, 
daß die Beklagte dies angenommen hat, spricht ihr schon 
erwähntes Verhalten in Bezug auf die Lieferung durch die 
Firma R^HBl & Co. Sie hat die Firma auf gefordert,
von der Firma & Co. deshalb, weil diese unter ver­
längertem Eigentumsvorbehalt geliefert hatte, nicht mehr 
zu beziehen; das wäre kaum erklärlich, wenn sie nicht ge­
glaubt haben würde, die Firma könne bei anderen
Firmen Zucker ohne verlängerten Eigentumsvorbehalt kaufen.
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Zudem konnte die Firma W ^ M ^ d e m  verlängerten Eigentums­
vorbehalt dadurch entgehen, daß sie bar kaufte oder doch 
vor Weiterverkauf bezahlte, sei es mit Hilfe des von der 
Beklagten eingeräumten Kredits, sei es aus anderweitigen 
Mitteln; und das Berufungsgericht stellt ausdrücklich fest, 
das Verhalten der Beklagten spreche dafür, daß sie davon 
ausgegangen sei, die Firma werde so und nicht an­
ders handeln (S. 19 f BU).

Pie Ausführungen der Revision unter I a) der schrift­
lichen Begründung ändern nichts daran, daß die Y/ürdigung 
des Berufungsgerichts rechtlich möglich ist. Sie v/eist 
darauf hin, daß zur Zeit des Abschlusses des Mantelabtre­
tungsvertrages noch gar nicht habe vorausgesehen werden 
können, ob die im voraus abgetretenen, erst später entste­
henden Kundenforderungen der unbeschränkten Verfügung der 
Firma unterlagen. Pas habe sich immer erst gezeigt,
wenn die Firma Ware verkauft habe.

Es ist nicht ersichtlich, inwiefern dieser Gesichtspunkt 
die Annahme hindern soll, daß die Beklagte der Versicherung 
der Firma sie werde keine mit einem verlängerten
Eigentumsvorbehalt belasteten Forderungen abtreten, ver­
traut haben kann.

Y/as die Revision aus dam von ihr hier vorgetragenen 
Gesichtspunkt unter I a am Ende weiter folgern will - daß 
nämlich die Abtretung an die Beklagte nicht wirksam werden^ 
konnte, weil die Kundenforderungen im Zeitpunkt ihres Ent­
stehens auch schon an die Klägerin abgetreten waren - ist 
unvereinbar mit dem Prioritätsprinzip.

3) Pie Revision bezieht sich auf die Aussage des Inhabers 
der Firma der erst nach Konkurseröffnung erfahren
haben will, daß die Lieferungsbedingungen der Klägerin den
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verlängerten Eigenturnsvorbehalt enthielten; sie verweist 
weiter darauf, daß die Beklagte, wie das Berufungsgericht 
Seite 1’8 des Urteils sagt, nur solche Forderungen abgetre­
ten haben wollte, Uber welche die Firma unbeschränkt
verfugen konnte. Die Revision schließt daraus, daß die Be7 „ 
klagte und die Firma wenn sie gleichwohl, trotz des
in den Lieferungsbedingungen enthaltenen Eigentumsvorbehalts 
die Abtretung der streitigen Forderungen vereinbart hätten, 
sich beiderseits in einem Irrtum befunden hätten. Aus solchem 
beiderseitigem Irrtum dürfe die Beklagte keine Rechte her- 
leiten, weder gegenüber der Firma Wfll^^noch im Verhältnis 
zur Klägerin.

Auch hiermit kann die Revision nicht durchdringen.

Hach ihren Ausführungen sollen die Firma W f l H B  und 
die Beklagte sich darüber geirrt haben, daß die streitigen 
Forderungen von der Vorausabtretung an diese erfaßt wurden. 
Ein solcher Irrtum könnte frühestens entstanden sein, als 
die Firma an die drei Kunden weiterverkaufte; denn
vorher waren die streitigen Forderungen nicht bekannt. Für 
die Beurteilung der Wirksamkeit der Vorausabtretung könnten 
aber nur solche Willensmängel erheblich sein, die der Voraus­
abtretung selbst zu der Zeit, als sie vereinbart wurde, an­
hafteten.

Allenfalls ließe sich, da die Beklagte so sehr darauf 
bedacht war, den Erwerb von Forderungen zu.vermeiden, die 
unter einen verlängerten Eigentumsvorbehalt fielen, die Frage 
stellen, ob der Vertrag nicht dahin auszulegen wäre, daß 
solche Forderungen überhaupt von der Abtretung an die Be­
klagte ausgenommen worden sind (vgl. Schmitz-Beuting, KTS 
1956, 88).
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Das Berufungsgericht erörtert diese Frage nicht. Darin 
liegt kein Rechtsfehler. Beide Parteien sind in den Tat­
sacheninstanzen davon ausgegangen, daß durch den Vertrag alle 
Forderungen aus Warenlieferung gegen die in den Anlagen 
einzeln aufgeführten Kunden an die Beklagte abgetreten wor­
den sind, insbesondere die hier streitigen Forderungen.Dem 
konnte das Berufungsgericht folgen; es stellt denn auch die­
sen Vertragsinhalt fest‘(S. 12 f BU). Es war nicht verpflich­
tet, die Möglichkeit einer anderen Auslegung, auf die sich 
die Klägerin nicht berufen hätte, zu erörtern.

Nach allem -hat das Berufungsgericht ohne Rechtsfehler 
die Abtretung der streitigen Forderungen an die Beklagte 
als wirksam angesehen. Die spätere Abtretung an die Kläge­
rin ist unwirksam. Die Klage ist deshalb mit Recht abgewie­
sen worden.

Es bestehen auch keine Bedenken dagegen, daß die 
gesamte Klage als unbegründet abgewiesen worden ist. Die 
Revision meint, der Antrag auf Einwilligung in die Auszah~ 
lung des beim Konkurs verwalt er.eingegangenen Geldes hätte 
höchstens als unzulässig abgewiesen werden dürfen. Sie 
knüpft diese Ansicht an die Bemerkung des Berufungsgerichts, 
die rechtliche Grundlage für den Anspruch auf Abgabe einer 
Sinwilligungserklärung sei nicht offenkundig.

Die Folgerung, die die Revision hieraus zieht, ist 
unrichtig. Die Zweifel des Berufungsgerichts gehen nur da­
hin, ob eine materiellrechtliche Grundlage für den Anspruch 
auf Einwilligung besteht. Das konnte es offen lassen, wenn 
es die Klage aus anderen Erwägungen in jedem Falle für un­
begründet hielt. Daß irgendeine Prozeßvoraussetzung für den

ä
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Antrag, die Beklagte zur Einwilligung zu verurteilen, fehle
hat das Berufungsgericht nicht angenommen. Es ist auch nicht 
ersichtlich, was an dem Antrag prozessual zu beanstanden war« 
und weshalb eine Abweisung als unzulässig hätte erfolgen 
sollen.

Danach ist die Revision in vollem Umfange äurückzuwei- 
sen. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Glanzmann Rietschel Heimann-Trosien Erbel Meyer
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